

Stadtverwaltung Cottbus/Chóśebuz
FB Bürgerservice/Stadtbüro

Widerspruch nach § 36 Abs. 2 Bundesmeldegesetz (BMG)



Ich mache von meinem Recht Gebrauch und widerspreche der Übermittlung meiner Daten an das Bundesamt für Personalmanagement der Bundeswehr.
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Informationen zur Übermittlung der Daten an das Bundesamt für Personalmanagement der Bundeswehr.

Durch die Aufhebung der gesetzlichen Wehrpflicht sind Veränderungen zu verzeichnen. Die Wehrpflicht ist nur noch auf freiwilliger Basis zu absolvieren.

Nach § 58c Soldatengesetz übermitteln die Meldebehörden dem Bundesamt für Personalmanagement der Bundeswehr  jährlich bis zum 31. März die Daten zu Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im Folgejahr volljährig werden.  

Betroffene haben die Möglichkeit nach § 36 Abs. 2 BMG Widerspruch bei der zuständigen Meldebehörde, gegen die Übermittlung ihrer Meldedaten an das Bundesamt für Personalmanagement der Bundeswehr, einzulegen. Soweit Betroffene von ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch gemacht haben, erfolgt keine Übermittlung ihrer Daten.




